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Der Leipziger Spruch
Eine Kompromißlöſung

Leipzig, 26. Oktober.
Jm Staatsgerichtshofprozeß der Länder Preußen,

Bayern und Baden gegen das Reich verkündete Reichs
gerichtspräſident Dr. Bümke folgende Entſcheidung:

Die Verordnung des Reichspräſidenten vom
20. Juli 1932 zur Wiederherſtellung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung im Gebiet des Landes Preußen
iſt mit der Reichsverfaſſung vereinbar, ſoweit ſie den
Reichskanzler zum Reichskommiſſar für das Land Preu
ßen beſtellt und ihn ermächtigt, preußiſchen Miniſtern
vorübergehend Amtsbefugniſſe zu entziehen und dieſe
Befugniſſe ſelbſt zu übernehmen oder anderen Perſonen
als Kommiſſaren zu übertragen. Dieſe Ermächtigung
durfte ſich aber nicht darauf erſtrecken, dem preußiſchen
Staatsminiſterium und ſeinen Mitgliedern die Ver-
tretung des Landes Preußen im Reichstag, im Reichsrat
oder ſonſt gegenüber dem Reiche oder gegenüber dem
Landtage, dem Staatsrat oder gegenüber anderen Län
dern zu entziehen. Soweit den Anträgen hiernach nicht
entſprochen wird, werden ſie zurückgewieſen.

Die Begründung
Der Begründung zu dem Urteil ſchickte der Vorſitzende,

Reichsgerichtspräſident Dr. Bumke, die Bemerkung voraus,
daß er naturgemäß darauf verzichten müſſe, die ganze Fülle

der Geſichtspunkte, die in der Verhandlung zutage getreten
ſeien, auch nur einigermaßen zu erſchöpfen Ueber den we-
ſentlichen Jnhalt der Gründe, von denen der Staatsgerichts
hof bei ſeiner Entſcheidung ausgegangen ſei, führte er aus:
Die Ankräge, über die der Stagtsgerichtshof zu entſcheiden

hakte, zerfallen in drei Gruppen
Die erſte Gruppe bilden die Anträge, die ſich unmittelbar
gegen die Verordnung vom 20. Juli 1932 und deren Aus
wirkungen richten. Mit der zweiten Gruppe wird eine Ent
ſcheidung des Staatsgerichtshofs darüber angeſtrebt, daß
gewiſſe Maßnahmen auf Grund des Artikels 48 niemals
und unter keinen Umſtänden getroffen werden dürfen. Die
dritte Gruppe bildet der Ankrag, durch einen beſonderen
Ausſpruch feſtzuſtellen, daß die Behauptungen des Reiches
Preußen habe ſeine Pflicht gegen das Reich nicht erfüllt.
nicht begründet und nicht erwieſen ſeien.

Eine ſachliche Entſcheidung über die Anträge der zweiten
Gruppe hat der Skaaksgerichtshof abgelehnt.

Er verneint nicht, daß die Länder ein Intereſſe daran haben,
die Grenzen, die bei Maßnahmen auf Grund des Artikels 48
den Ländern gegenüber eingehalten werden müſſen, ein für
allemal feſtgeſtellt zu ſehen. Dieſes Intereſſe iſt aber poli
tiſcher Natur und reicht nicht aus, um die Annahme zu
begründen, daß eine Streitigkeit im Sinne des Artikels 19
der Reichsverfaſſung vorliegt. Eine Ausnahme bildet der
Antrag, feſtzuſtellen, daß auf Grund des Artikels 48 die
Vertretung eines Landes gegenüber dem Reiche, insbeſondere
die Vertretung eines Landes im Reichsrat, nicht angetaſtet
werden darf.

Jnſoweit ſind durch das Vorgehen gegen Preußen die
Intereſſen der anderen Länder unmittelbar in Mitleiden
ſchaft gezogen. Hier iſt ſomit ihre Antragsbefugnis anzu
erkennen. Die ſachliche Entſcheidung über dieſen Teil der
Anträge ergibt ſich aus der Entſcheidung über die unmittel-
bar gegen die Verordnung gerichteten Anträge.

Auch dem Verlangen, ausdrücklich auszuſprechen, daß
das Reich dem Lande Preußen zu Unrecht eine Nichterfül-
lung von Pflichten vorgeworfen habe, konnte keine Folge
gegeben werden.

Die Ankräge, die ſich unmittelbar gegen die Verord
nung vom 20. Juli und ihre Ausführung richken, ſind vom
Lande Preußen, von zwei Fraktionen des Preußiſchen Land
kages, von den am 20. Juli im Amte befindlichen preußiſchen
Miniſtern, und, ſoweit es ſich um die Verkrekung im Reichs
rat oder ſonſt gegenüber dem Reiche handelt, auch von
Bayern und Baden geſtellt.

Sie richten ſich gegen das Reich, vertreten durch die
Reichsregierung. Der Antrag der preußiſchen Miniſter iſt
zugleich gegen den Reichskanzler in ſeiner Eigenſchaft als
Rechskommiſſar für das Land Preußen erhoben. Die Frak
tionen haben in der mündlichen Verhandlung verfucht, dieſe
Klage nach der gleichen Richtung zu erweitern.

An der Ankragsbefugnis des Landes Preußen und auch
der Länder Bayern und Baden beſteht kein begründeker
Zweifel. Auch an der Auffaſſung daß das Land Preu
ßen im gegenwärtigen Rechtsſtreit durch die am 20. Juli
amkierenden preußiſchen Miniſter und durch die am 20.
Juli amkierende preußiſche La esregierung verkreken

wurde, hält der Slgat chtfshof feſt.
Den beiden Fraktionen vermag der Staatsgerichtshof die An
tragsbefugnis für den vorliegenden Fall nicht zuguerkennen
Einen Streit gegen das Reich können ſie nicht führen, weil
ſie zur Vertretung des allein zu einer Klage gegen das Reich
befugten Landes nicht berufen ſind. Die Antragsbefugnis
der einzelnen Miniſter iſt zu bejahen, ſoweit ihr Antrag ge
gen den Reichskommiſſar gerichtek war

Die Antragſteller gehen davon aus, daß die Verordnung
dem Reichskommiſſar die Befugnis einräumt, die preußiſchen
Miniſter endgültig ihrer Aemter zu entheben. Das Reich
vertrete dagegen die Auffaſſung, daß die Verordnung in
einem engeren Sinne zu verſtehen ſei und den Reichskom-
miſſar nur ermächtige, die preußiſchen Miniſter vorüberge
hend ihrer Aemter zu entheben.

Die Reichsregierung hat die Verordnung unmittelbar
nach ihrem Erlaß im Sinne einer Ermächtigung zur end

gültigen Amksenthebung verſtanden.

Das ergibt ſich auch daraus, daß der Reichskanzler in ſer
nem Schreiben an den Miniſterpräſidenten Dr. Braun dieſen
als Miniſterpräſident a. D. bezeichnet hat. An dieſem Um
ſtand kann auch durch eine ſpätere Stellungnahme der Reichs
regierung zugunſten einer engeren Auslegüng nichts ge
ändert werden.

Es ſollken alſo die preußiſchen Miniſter endgältig des
Amkes enthoben werden.

Die Prüfung mußte ſich daher auf die Frage erſtrecken, ob
n Ermächtigung dieſer Art mit der Reichsverfaſſung ver
einbar iſt.
Von dieſer Grundlage aus war zunächſt darüber zu be

finden, ob die Verordnung in Artikel 48 Abſatz 1 ihre Stütze
findek. Das hat der Skaatsgerichtshof verneint.

Die Vorſchrift des Artikels 48 Abſatz 1 gibt dem Reichs
präſidenten in dem Falle, daß ein Land gegenüber dem
Reiche ſeine Pflichten nicht erfüllt, das Recht, das Land mit
Hilfe der bewaffneten Macht zur Pflichterfüllung anzuhalten

Die Behauptungen des Reiches betreffen zum Teil Hand
lüngen nachgeordneter Perſönlichkeiten

In ſolchen Handlungen kann eine Pflichtverletzung des
Landes Preußen nicht gefunden werden.

Manche anderen Erwägungen ſcheiden aus, z. B. die Ge
ſchäftsordnungsänderung durch den Landtag, weil hi

Pflichtverletzung gegenüber dem Reiche
kommt.

Ein weiterer Vorwurf der Reichsregierung geht dahin,
daß Severing die Politik der Reichsregierung in einer der
Treupflicht des Landes gegenüber dem Reiche widerſprechen
den Weiſe bekämpft habe. Die Prüfung der fraglichen Aeuße
rung Severings ergibt, daß Severing die Grenzen der po
litiſchen Zurückhaltung nicht derartig überſchritten hat. daß
hierin eine Pflichtverletzung erblickt werden könnte.

Mit Artikel 48 Abſ. 1 känn alſo die Verordnung nicht
begründet werden. Damit erübrigt ſich eine Stellungnahme
des Staatsgerichtshofs zu der Frage, welche Befugniſſe Ab
ſatz 1 in ſich ſchließt und ob gewiſſe Forderungen zu berück
ſichtigen ſind.

Der Abſatz 2 des Artikels 48 gewährt dem Reichsprä
ſidenten für den Fall, daß im Deutſchen Reiche die öffentliche
Sicherheit und Ordnung gefährdet iſt, das Recht, die zur
Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
nötigen Maßnahmen zu treffen und mit Hilfe der bewaff
neten Macht einzugreifen, erforderlichenfalls die in der
Reichsverfaſſung verankerten Gründrechte außer Kraft zu
ſetzen.

Es iſt offenkundig, daß die Verorönung des Reichsprä-
ſidenken vom 20. Juli zu einer Feit ſchwerer Störung und
Gefährdung öffentlicher Sicherheit und Ordnung erlaſſen iſt.
Die Vorausſehzung für ein CEinſchreiten nach Artikel 48 Abſ. 2
war ohne weiteres gegeben.

Aus der Größe der Gefahr ergibt ſich zugleich, daß es
das Recht und die Pflicht des Reichspräſidenken war, zur
Wiederherſtellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung
älle die ihm geeignet erſcheinenden Mittel anzuwenden, ſo
weit ſie mit der Reichsverfaſſung vereinbar ſind. Der Reichs
präſident konnte nach pflichtgemäßem Ermeſſen zu der Auf

nicht in Frage e

faſſung gelangen, daß es erforderlich ſet, nicht nur die Po
lizeimacht in die Hand des Reiches zu legen, ſondern die ge
ſamte ſtaatliche Macht des Reiches und Preußens in einer
Hand zuſammenzufaſſen

Hieran kann nichts ändern, wenn von preußiſcher Seite
behauptet wird, daß die Aktion des Reiches zu einem
Teile auf die eigenen politiſchen Maßnahmen der Reichs

regierung zurückzuführen ſei.
Von dieſem Geſichtspunkt aus erledigt ſich die Behauptung
eines Ermeſſensmißbrauchs oder einen Ermeſſensüberſchrei
tung. Auch alle übrigen Behauptungen der Kläger ſind nicht
geeignet, eine vrmeſſensmißbrauch darzutun,

Die Frage, ob der Reichskommiſſar bei ſeinen Maß
nahmen gegenüber anderen preußiſchen Miniſtern ſachgemäß
verfahren iſt, hat der Staatsgerichtshof nicht nachzuprüfen,
Was der Reichskommiſſar getan hat, hat er nur gegenüber
dem Reichspräſidenten zu verantworten.

Ein Ruhen der preußiſchen Stimmen im Reichsrak
würde eines der wichtigſten Organe des Reiches hand-

lungsunfähig machen.
Eine Uebertragung dieſer Stimmen auf den Reichskom
miſſar würde die Stellung der übrigen Länder gegenüber
dem Reiche auf das empfindlichſte beeinträchtigen

Jm übrigen ſteht es bei dem Preußiſchen Landkag, dem
jetzigen Zuſtand durch Bildung einer neuen Landesre

gierung ein Ende zu bereiken.

Mußte alſo der enthobenen Landesregierung die Ausübung
des Stimmrechts im Reichsrat belaſſen werden, ſo mußte
ihr auch das Recht belaſſen werden, Vevollmächtigte für den
Reichsrat zu ernennen. Dem Reichskommiſſar konnte die
erſtere Befugnis ebenſowenig übertragen werden wie die Be
fugnis zur Abſetzung alter und zur Ernennung neuer Be
vollmächtigter. Wenn dem Reichskommiſſar die Befugniſſe
zur Aufnahme von Anleihen für das Land beſtritten werden,
ſo ergibt ſich daraus, daß die Beſchaffung von Geldmitteln
im Wege des Kredits die Zuſtimmung des Landtags er
fordert.

Die Verordnung iſt alſo mit der Reichsverfaſſung ſo
weit vereinbar, als ſie die miniſterielle Befugnis dem Reichs
kommiſſar überkrägk. Von dieſer Uebertragung muß aber
die Verkrekung im Reichskag und Reichsrak ſowie die ſonſtige
Verkrekung des Landes gegenüber dem Reich oder gegenüber
dem Landkag, dem Skacksrat oder gegenüber anderen Län
dern ausgenommen werden. Damit rechffertigt ſich die er
gangene Enkſcheidung.

Her Standpunkt der Reichsregierung
Wir wir aus Kreiſen der Reichsregierung erfahren

ſieht man das Urteil des Staatsgerichtshofes in der preu
ßiſchen Klageſache gegen das Reich als eine vollſtändige Be
ſtätigung der Verordnung des Reichspräſidenten vom 20
Juli dieſes Jahres an. Das Urteil entſpricht auch dem Stand
punkt der Reichsregierung hinſichtlich der politiſchen und
parlamentariſchen Vertretung des Landes Preußen.

Dieſe Frage iſt von der Reichsregierung ſtets als eine
offene Frage behandelt worden.

Der Reichskanzler hat weder in ſeiner Eigenſchaft als Reichs
kommiſſar für Preußen noch durch ſeine Organe die Vertre
tung des Landes Preußen im Reichsrat oder im Reichstag
für ſich beanſpru e ndtag bezw. im Staatsrat

t nungsmäßigen Ver:
Alle bisher getroffenen Maßnahmen auf Grund der er

wähnken Verordnung bleiben alſo beſtehen, da dieſe Verord
nung in keiner Weiſe angekaſtet worden iſt.

Braun beruft das alte Staatsmittiſterium
Miniſterpräſident Braun hat für heute vormittag, 10

Uhr das alte preußiſche Stagatsminiſterium zu einer Sitzung
im preußiſchen Wohlfahrtsminiſterium einberufen. Gegen
ſtand der Beratung ſind. Die Stellungnahme zum Leipziger
Urteil und die Feſtſtellung der ſich hieraus für das Kabinett
ergebenden Konſequenzen.

Causa non finita
Roma locuta, cauſa finita ſobald Rom ſeinen

Spruch gefällt hatte, war die Angelegenheit reſtlos bereinigt
wenn Leipzig als höchſte juriſtiſche Jnſtänz in Zweifelsfäller
politiſcher Art ſeine Entſcheidung begründet, dann komm
es zu einer äußerſt knifflichen Kompromißlöſung, die aben
auch alle Mängel einer ſolchen an ſich trägt. Es wird zwat
die Verordnung des Reichspräſidenten, nach der die preußi
ſchen Miniſter vorübergehend ihrer Amtsbefugniſſe enthoben
werden, nicht aufgehoben, aber ſie wird in einer Form ein
geſchränkt, die die Schwierigkeiten in Preußen ganz außer
ordentlich verſtärkt, zwar kann der Reichskommiſſär Miniſter
tätigkeit in Preußen ausüben bzw. ſie an Dritte übertragen
aber wenn Preußen ſein Stimmrecht im Reichs bzw. Staats
rat ausüben will, dann nur durch die von der alten Regie
rung eingeſetzten und von dieſer inſtruierten Vertreter

Auch im Reichstag haben die bisherigen preußiſchen
Staatsminiſter die vollen Regierungsrechte. Nicht der
Reichskommiſſar Bracht oder ſeine Bevollmächtigten, ſondern
Braun, Severing uſw. ſind berechtigt, ſelbſt oder durch Be
vollmächtigte in den Sitzungen des Reichstages oder den
Ausſchüſſen ihren Standpunkt zu vertreten. Sie müſſen
während der Beratungen auf ihr Verlangen jederzeit ge
hört werden, können alſo innerhalb der Tagesordnung je
derzeit ſprechen.

Mit den Länderregierungen kann nicht der Vertreter
des Reichskommiſſars, Herr Bracht, verhandeln, ſondern
nur die Regierung Braun-Severing, bei Verhandlungen mil
der parlamentariſchen Vertretung in Preußen, dem Land
täg, bei der Antworterteilung auf Anfragen erſcheint der
Referent Severings und ſpricht nach deſſen Jntentionen
während er vielleicht eine Stunde vorher im Sinne Brachte
von ſeinem Büro aus einem Landrate ſeiner jetzigen Aeuße-
rung entgegengeſetzte Weiſungen erteilt hat. Es verſteht ſich
am Rande, daß die bisherigen Miniſter ihre vollen Gehälter
weiter beziehen und daß ihnen die Beamten und die Büros
des preußiſchen Staates im Rahmen ihrer Amtstätigkeit zur
Verfügung ſtehen.

Wägt man die Kompetenzen von Reich und Preußen
gegeneinander ab, ſo kann kurz geſagt werden, daß die Ak-
tion des Reichs am 20 Juli vom Staatsgerichtshof wohl als
zuläſſig anerkannt wird und daß die Beſtallung des Reichs
kommiſſars für Preußen beſtehen bleibt, daß die kommiſſa-
riſche Regierung Beamte ernennen darf und daß künftig
hin Exekutionen des Reichs vorgenommen werden können,

daß aber die preußiſchen Miniſter, bei denen der Vorwurf
der Pflichtverlezung abgelehnt wird, keinesfalls abgeſetzt



ſind, daß die Vertretungen bei Reichs Und Staatsrat, beim
Preußiſchen Landtag zur Kompetenz der alten Regierung
gehören.

Praktiſch ſpielt es gar keine Rolle, ob nun das Reich
oder die bisherige Staatsregierung in Preußen größere
Machtbefugniſſe durch den Spruch von Leipzig erhalten
haben, durch das Urteil, das auf Grund der Artikel des
Werkes von Weimar ſeine endgültige Entſcheidung getroffen
hat. Zweierlei wird mit großer Deutlichkeit bewieſen
Politiſche Machtfragen ſind nicht einfach durch juriſtiſche
Deduktionen zu löſen, die Verhältniſſe ſind faſt immer ſtär
ker, und das zweite, eine Reform der Verfaſſung, iſt drin
gendes Gebot, um auch das Verhältnis zwiſchen Reich und
Preußen, zwiſchen Reich und Ländern klarer abzugrenzen,
als es in der Verfaſſung bisher geſchehen war, dann ſind
ſolche Konflikte, wie ſie zu der Klage Preußens und der Län
der gegen das Reich vor dem Staatsgerichtshof führten, zur
Unmöglichkeit geworden. unmöglich ſind dann aber auch
Urteilsſprüche, wie ſie Leipzig in dem vorliegenden Falle
ſchwer zu begründen gezwungen wär, unmöglich der augen
blickliche Zuſtand des Doppelregimes in Preußen.

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß dieſer Dualismus der
Staatsgewalten einen glatten Nonſens darſtellt. Es
geht nicht an, daß im größten Lande des Reiches zwei zum
mindeſten auseinanderſtrebende Regierungen die Geſchicke
nebeneinander lenken. Die ſich hieraus ergebenden Mißhellig-
keiten, die Zwieſpältigkeiten für die Beamtenſchaft, die zum
Dauerzuſtand werdenden Erſchütterungen ſind für den Staat
ſind für das Volk unerträglich. Eine Löſung dieſes juriſtiſch
vielleicht berechtigten, politiſch aber gänzlich undenkbaren Zu
ſtandes muß geſunden, muß raſch und endgültig gefunden
werden. Parteienhader und Kompetengzkonflikte haben vor
dieſer größten Not des Landes zu ſchweigen, alle müſſen
ſich zuſammenfinden in dem einen Gedanken, dem Lande
Preußen ſeine verfaſſungsmäßige und ſomit rechtmäßige Re
gierung umgehend zu geben. Es muß jetzt zur Wahl des
Miniſterpräſidenten geſchritten werden, in deren Folge die
geſetzliche Staatsgewalt in Aktion tritt. Der Preußiſche
Landtag hat das Wort, bei ihm liegt die Entſcheidung für
Jreußens, für des Reiches Zukunft und Wohlfahrt:

Die Auffaſſung der Länder
Die alte Preußenregierung erblickt in dem Leipziger Spruch

einen großen Erfolg.
Berlin, 26. Oktober.

Jn den Kreiſen der bisherigen preußiſchen Skaaksregie-
rung ſieht man in dem Leipziger Spruch im Gegenſatz zu
der Erklärung der Reichsregierung einen grofzen Erfolg der
preußiſchen Staatsregierung und eine Beſtätigung des
Standpunktes, den ſie immer eingenommen hak. Alle Kon-
ſequenzen, die ſich aus dem Leipziger Spruch ergeben, wür-
den gezogen werden. Die preußiſche Staatsregierung werde
ſelbſtverſtändlich darauf beſtehen, die ihr durch das Arkeil
des Staatsgerichtshofes zugeſprochenen Rechte, die Verkre-
tung im Reichstag und Reichsrat, den Ländern und dem
Landtag gegenüber, ſowie alles, was ſich daraus ergebe
wahrzunehmen.

Auch in Bayern iſt man von der Entſcheidung des
Leipziger Staatsgerichtshofes befriedigt. Bayern habe
ſoweit es ſich um materielle Feſtſtellungen handele, in allen
weſentlichen Punkten recht bekommen. Ausdrücklich und

Zanz beſtimmt ſei in dem Ürteil feſtgeſtellt worden, daßz die
Selbſtändigkeit eines Landes durch Notverordnung nicht an

getaſtet werden könne. Die verfaſſungsmäßigen Garantien
der Länder dürften nicht beiſeitegeſchoben werden.

Die Obermeiſkertegung in Berlin.
Berlin, 25. Oktober.

eichskangler von Papen nahm an einer von der Hand
verkskammer Berlin veranſtalteten Tagung der Obermeiſter
des märkiſchen Handwerks teil. Die Tagung, zu der auch
zus anderen Teilen des Reiches Vertreter des Handwerks
zrſchienen waren, war außerordentlich ſtark beſucht
Präſident Ludwig eröffneke die Verſammlung mit

r Bekanntgabe eines Begrüßungstelegramms des Reichs
al von Hindenburg, des Ehrenobermeiſters des

ſchen Handwerks, in dem der Reichspräſident der Hoff
a Ausdruck gibt, daß es der gemeinſamen Arbeit von

sregierung und Handwerk gelingen werde, die Nötke
m lindern

e

unter denen das d
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eutſche Handwerk leide.
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Nach weiteren Ausführungen des Obermeiſters Loh
mann, der die Forderungen des Handwerks bekanntgab,
nahm dann der Reichskanzler das Wort. Reichskanzler von
Papen führte aus:

Die bisherigen Maßnahmen der Reichsregierung, die die
deutſche Wirtſchaft über den Tieſpunkt der Depreſſion hin
über zu neuem Wiedergufſtieg führen ſollen, haben ſich, das
darf ich wohl erneut feſtſtellen, bisher als richtig erwieſen.
Bewährt hat ſich vor allein der Grundgedanke der Maßznah-
men, in erſter Linie die Jniliagkive des Ankernehmerkums
wieder anzuregen und den Binnenmarkt, der ja gerade für
Handwerk und Kleingewerbe entſcheidend iſt, zu ſtärken.

Antwort an Kagas
Auch die Kritik, die der Wirtſchaftsplan auf der Tagung

der Zenkrumspartei in Münſter kürzlich durch den Wirt
ſchaftsberater der Partei erfahren hat, bedeutet im Kern nur
eine Zuſtimmung zu den Grundideen unſeres Programms.
Wenn man dann allerdings als „Kardinalfehler“ dieſes
Programms eine angeblich einſeitige Hilfe an die Unterneh
mer feſtſtellen zu können glaubt, ſo geht dieſer Vorwurf völ
lig fehl, denn unſere Maßnahmen gelten der wirtſchaftlichen
Rettung des geſamten deutſchen Volkes. Jch möchte auch
meinen, daß

der Verbeſſerungsvorſchlag, das Steuergutſcheinſyſtem
auch auf die Einkommenſteuer auszudehnen, kechniſch

undurchführbar
und praktiſch außerordentlich gefährlich iſt.

Bei dem Steuerabzug vom Arbeitslohn kann das
Steuergutſcheinverfähren deshalb nicht angewandk werden
weil der Arbeitgeber unmöglich mit einem etwa unter Pari
aufgekauften Steuergutſchein den Steuerabzug vom Arbeilks
lohn entrichten darf, während gleichzeitig den Arbeitnehmern
der volle Skeuerbetrag abgezogen wird. Eine Konkrolle ſol-
cher Vorgänge iſt völlig unmöglich.

Wollte man gar für gezahlte Einkommenſteuer aus-
gegebene, doch auf kleine Beträge lautende Steuergutſcheine
unmittelbar in Verbrauch“ umſetzen, ſo würde man damit
durch eine ſtarke Ausweitung der Zahlungsmittel unzweifel
haft eine wirklich begründete Jnflationsge fahr her-
aufbeſchwören.

Wenn alſo Herr Prälat Kaas in Münſter in ſeinen
kritiſchen Bemerkungen zu dem Wirtſchaftsprogramm der
Reichsregierung meint, wir unternähmen „höchſt gewagte
xperimente“, ſo glaube ich, daß dieſe Kennzeichnung weil

zutreffender auf den eben geſchilderten Vorſchlag der Zen-
trumspartei anzuwenden iſt!

Wir wiſſen, daß unſer Plan gewiſſe Riſiken in ſich krägt,
aber wer nicht wagt, gewinnt auch nicht. Unſere gegen-
wärtige Lage fordert ein Wagnis zur Aeberwindung der
Depreſſion, nur müſſen die Riſikomöglichkeiten genau abge-
wogen und eng begrenzt ſein und ſie dürfen nicht außer
Verhältnis zum erſtrebten Erfolg ſtehen. Das iſt von uns
wie ich überzeugt bin, genügend berückſichtigt worden.

Ich begrüße es deshalb, wenn kürzlich auf der Tagung
des Allgemeinen Deutſchen Gewerkſchaftsbundes und des
Allgemeinen Freien Angeſtelltenbundes Abg. Tarnow die
Bereitſchaft der Gewerkſchaften erklärte, dem wirtſchaftlichen
Teile des Regierungsplanes die Chance zuzubilligen, ſeine
Brauchbarkeit unter Beweis zu ſtellen. Jch hoffe, daß damit

nicht nur ein paſſives Abwarten und Beiſeiteſtehen ausge
drückt werden ſollte, ſondern poſitive Mitarbeit in Ausſich!
geſtellt wird.
Denn nur durch die willige Mitarbeit unſeres ganzen
Volkes kann das Werk der Kriſenüberwindung ge
lingen. Die Zeiten, da man kakenlos beifeiteſtand in
der von parkeipolitiſchen Rückſichten diktierken ſtillen
Hoffnung, der andere werde mit ſeinen Plänen Schiff
bruch erleiden, müſſen vorüber ſein. Es geht ums
Ganze, um uns alle, um jeden einzelnen, um Gegen

wart und Zukunft.
Ganz zu Unrecht wird der Reichsregierung vorgewor-

fen, ihre Sorge gelte in erſter Linie der Großwirtſchaft. Ge
rade die Ereigniſſe der letzten Jahre haben im Oſten unſeres
Vaterlandes zur Evidenz die Schickſalsverbundenheit des
deutſchen Handwerks mit der Landwirtſchaft erwieſen. Hier
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Barabfindung von durchſchnittlich 40 v. H. Auch die Ab
öſung der genoſſenſchaftlichen Forderungen durch das Reich
wird die Akkordquoten für die Gläubiger verbeſſern. Aber
zuch mit der Jnduſtrie ſind Handwerk und Kleingewerbe auf
das engſte verbunden Wenn die Fabrikſchlote rauchen, regt
ſich auch in den Werkſtätten des Handwerks neues Leben.
Wenn der Bauer auskömmliche Preiſe erzielt, ſo ſetzt er zu
allererſt den Handwerker in Lohn.

750 Millionen RM. für Arbeitsbeſchaffung
Das Arbeitsbeſchaffungsprogramm wird aber für die

handwerkliche Wirtſchaft nicht nur den mittelbaren Nutzen
bringen, ſondern es werden in Auswirkung des Programms
gewaltige Summen an Aufträgen dem Handwerk unmittel
bar zufließen.

Die öffentlichen Stellen ſind bereits mit der Erkeilung
beträchtlicher Aufträge vorangegangen. Jnsgeſämt werden
von ihnen in den nächſten Mongken öffenkliche Arbeiten im
Werte von nahezu 4 Milliarden RM. in Aufkrag gegeben
werden. Mit dieſen Beträgen werden Arbeiten finanziert, die
zu einem bekrächtlichen Teile von Handwerkern ausgeführt
werden müſſen. Pläne für weitere öffentliche Arbeiten, die
in großem Umfange von den Kommunen vergeben werden
ſollen, ſind in Vorbereikung. Mit Nachdruck wird darauf hin
gewirkt, daß alle beteiligten verantwortlichen Behörden und
Stellen bei der Vergebung dieſer Arbeiten, ſoweit es kechniſch
irgend möglich iſt, Handwerk und Mittelſtand heranziehen.

Auch die Steuergutſcheine und die Beſchäftigungsprämie
werden dem Handwerk erhebliche Vorteile bringen. Gerade
beim Handwerk iſt eine Möglichkeit zu Neueinſtellungen, be
ſonders für Hausreparaturen und dergleichen vielfach ge
geben, und die Höhe der Prämie etwa 1,30 RM. pro Ar
beitstag ermöglicht es dem Handwerker, ſeinen Kunden
in der Kalkulation entgegenzukommen.

Wir ſchulden dem ſchwer bedrängten Hausbeſitz Aner
kennung für den Beweis tatkräftiger Mitarbeit und können
nur hoffen, daß die Entwicklung unſerer wirtſchaftlichen und
finanziellen Lage hier weitere ſteuerliche Entlaſtungen in
abſehbarer Zukunft möglich machen wird.

Die erwähnten Durchführungsbeſtimmungen ſehen aus
drücklich ein Verbot der Schwarzarbeit vor, das
bei der hier vorliegenden Begrenzung auf ein verhältnis
mäßig enges Arbeitsgebiet und bei den vergleichsweiſe ein
fachen Kontrollmöglichkeiten durchführbar iſt. Für die
Schwarzarbeit im allgemeinen, die, wie ich anerkenne, vor
allem das Handwerk bedrängt, gilt dies, wie jeder einſichtige
Wirtſchaftler zugeben muß, leider nicht.

Ständitſche Neuordnung
Wenn man der Regierung vorhält, jetzt ſei keine Zeit

für eine Verfaſſungsreform, ſo ſtellt dieſe Auffaſſung die
Dinge auf den Kopf. Die deutſche Wirtſchaft wird nicht ge
feſtigt werden können, wenn nicht gleichzeitig gefeſtigte po
litiſche Verhältniſſe hergeſtellt werden! Der Wille des Vol
kes kann in einem Reichstag keinen Ausdruck finden. der
nur einig iſt in der Verneinung.

Deshalb muß das Volk befähigt werden, ſeinen Willen
nicht nur durch den Reichstag, ſondern auch durch ſeine an
deren Vertretungen geltend zu machen; zu ihnen gehören die
Berufsvertretungen, die von ihm ſelbſt geſchaffenen Orga-
niſationen der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung Sie gehören
deshalb zu den Trägern des neuen Volksſtagkes. Und wenn
wir heute nach Mitteln ſfuchen, die verantworkliche Mitarbeit
des Volkes neu und ſchöpferiſch zu geſtalten, dann wird eines
von ihnen die Heranziehung der berufsſtändiſchen Gemein
ſchaften zur Mitarbeit ſein müſſen.

Staatsſform nicht ſpruchreif
Wir ſtehen im Zeichen der Wahlreden. Das Ausland

verfolgt mit geſpannter Aufmerkſamkeit die Entwicklung der
innerpolitiſchen Lage und die Methoden, mit denen eine ge
wiſſe Preſſe den Wahlkampf führen zu müſſen glaubt. Dar
unter fällt das Geſchrei von der bevorſtehenden Reſtauration
der Monarchie in Deutſchland

Ich möchte nicht den geringſten Zweifel darüber laſſen,
daß wir niemandem im Auslande das Recht zuerkennen,
darüber zu urteilen. welche Staatsform für Deutſchland die
geeignetſte ſei. Darüber hat allein das deutſche Volk zu
enkſcheiden. Aber ich habe es ſchon einmal bekont und lege
Wert dargauf, es unmiß verſtändlich zu wiederholen: Wir
haben eine ſolche Fülle von Problemen zu löſen, daß wir

froh ſind, uns nicht auch noch um Fragen der Skaaksform
ſorgen zu müſſen. Dieſe Frage ſteht nicht zur Debatke.

Ueber unſere Aufgabe Wirtſchaftsprogramm und Ver
faſſungsreform wird man nicht bis zum 6 November urtei
len können. Die Regierung wird die Auswirkung in Rube
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8. Fortſetzung. (Nachdruck verboten.)
„Der Herr Major wird überraſcht ſein, wie ſchön Ste

alles gemacht haben!“ ſagte Frau Wohlfahrt. „Ach, er
hat mir manchmal leid getan ſeine hübſchen und wert
vollen Sachen in ſo liebloſen Händen.“

„Er hätte doch heiraten können und wenn er Frau
von Schöning liebt

„Sie Unſchuld vom Lande,“ lächelte Frau Wohlfahrt,
„dieſe Dame wäre die allerletzte, die für Herrn Major
paßte! Jch bin nur neugierig, wie lange es noch dauern
wird! Nun, mich geht es nichts an! Jch bin ihm als
Flurnachbarin gern gefällig geweſen mein Mann ſchätzt
den Major ungemein! So ganz feſt in der Geſundheit
iſt er auch nicht! Jm Felde hat er genug durchgemacht
ſchwere Verwundungen, und auf dem linken Auge kann
er nur noch ſchwach ſehen

Frau Wohlfahrt, die Dora ein wenig geholfen, huſchte
hinüber in ihre Wohnung, während Dorg ſich umzog, da
ſie augenblicklich nichts zu tun hatte. Ein ſchwarzes. ſchlich
les Alpakakleid mit weißem Aermel und Kragenaufſchlag
ſchien ihr geeignet zum Servieren Sie legte ſich eine

roße, mit weißer Stickerei verzierte Schürze zurecht Dann
ſtand ſie einen Augenblick in en e Sinnen ver
loren. Weit gingen ihre Gedanken ein tiefer Seufzer hob
ihre Bruſt. Aber ſie durfte ſich keinen zweckloſen Träu-
mereien überlaſſen, dazu war das Leben zu hart geworden

„nicht zurückgraben, Dorothea,“ mahnte ſie ſich
Kurz nach ſechs Uhr kam der Major zurück ein paar

Paketchen mit Süßigkeiten in der Hand, ſowie einige ſorg
jam in Seidenpapier gehüllte glutrote Nelken. Er war

angenehm überraſcht, zu ſehen, daß alles ſchon fertig war.
Wie geſchmackvoll der Tiſch gedeckt war! Hortenſe, die in
ſolchen Dingen ſcharf ſah und gern kritiſterte, würde nichts
auszuſetzen haben! Verlockend lag der Kuchen auf der

Tortenplatte
der Kredenz bereit

Er ging in die Küche Sein plötzlicher Eintritt ſchien
Dora zu erſchrecken Sie war ſehr mit ihrem Braten be-
ſchäftigt. den ſie aus dem Bratrohr gezogen hatte und be
ſchöpfte. Als er ihr ſeine Anerkennung über den gedeckten
Tiſch ausſprach, ſah ſie gar nicht auf, ſondern neigte ſich
womöglich noch tiefer über die Bratpfanne Das fiel thm
auf hatte ſie gar den Braten anbrennen laſſen? Das
wäre allerdings ſehr ärgerlich geweſen

Neben ſie tretend, blickte er neugierig in die Pfanne,
der nein bräunlich und glänzend lag der Rehrücken
arin.

„Jſt der Braten ſchon fertig
„Noch nicht, Herr Major! Nur das, was das Länger
ſtehen vertragen kann, wie das Rotkraut und die Fleiſch
brühe beharrlich aber hielt ſie bei ihrer Antwort den
Kopf geſenkt.

„Und die Forellen?“
„Werden erſt kurz vor dem Anrichten gekocht, Herr

Maſor! Das Fiſchwaſſer ſteht ſchon bereit.“
„Wo ſind ſie?“ Suchend ſah er ſich um.
„Auf der Anrichte, Herr Mafor, in der großen braunen

Schüſſel.“
„Wo?“ Er hatte nicht verſtanden und wandte den

Kopf nach Dora. War das denn aber Dora? Er. blickte in
ein Geſicht, das er kaum wiedererkannte denn die große,
entſtellende Brille mit den dunklen Gläſern fehlte! Förm-
lich überraſcht war er von der Lieblichkeit und Anmut
dieſes Geſichts, auf dem eine heiße, verlegene Röte brannte.
Wie jung Dora auf einmal ausſah, krotz des melierten
Scheitelsſ Und merkwürdig bekannt kam ihm das Geſicht
vor, ſo, als habe er es ſchon einmal geſehen! Er mußte
ſogar einen Augenblick darüber nachſtnnen. Er fragte nach
dem Preiſe der Fiſche Warum aber nur wich ſie bet der
Antwort immer ſeinem Blick aus? Hatte ſie gar etwas
Unrechtes getan? Jhre Verlegenheit war ja auffallend

Nach einigen weiteren Fragen konnte Dorethea
einmal ſeinem Blick nicht ausweichen Er blickte gerade in
ein paar große, langbewimperte Augen von einem hellen,

leuchtenden Grau mit einem ſchwarzen Ring um die Jris
Augen waren es, deren Schönheit und Ausdrucksfähig-

keit ihn geradezu überraſchten, Augen, die man nicht ver
geſſen konnte, die aber ſcheu und verlegen ſofort den ſeinen
wieder auswichen

ſchon„Verzeihung. Herr
wieder

Und ſchon kntete ſte vor dem Bratrohr, den Braten be
ſchöpfend und dabei ängſtlich überlegend, wohin ſie ihre
Brille gelegt
war ganz verſtört darüber! Würde er denn noch nicht aus
der Küche gehen? Ob es nun unhöflich war oder nicht
ſte lief hinaus in ihr Jimmer richtig, neben der Servier
ſchürze fand ſich die Brille wie dumm, wie dumm, daß
ſie das hatte vergeſſen können! Noch niemals hatte ſie ſich
doch ohne Brille ſehen laſſen!

Als ſie wieder die Küche betrat, war der Major noch da
„Haben Sie den Wein aus dem Keller geholt
„Ja, Herr Major! Der Weißvwein ſteht kalt in der

Speiſekammer, den Rotwein hatte ich bereits in das Eß
zimmer zum Anwärmen getragen

Er nickte befriedigt, nach der Tür gehend „ſo ware
ja alles in Ordnung,“ plötzlich fiel ihm etwa ein et
wandte ſich nochmals n

„Sagen Sie mal, Fräulein Dora. warum tragen ſie
eigentlich dieſe Brille?“

„Jch muß, weil ich kranke Augen habe, Herr Mafor
ſie tun mir immer weh! Manchmal beim Kochen iſt's fa
läſtig, weil die Gläſer ſo leicht anlaufen aber ich kann
ſeit Jahren nicht ohne Brille ſein! Der Arzt hat es mir
verſchrieben,“ ſagte ſie haſtig.

„Hm Jm ſtillen war er doch etwas verwundert
ſolche klare, ſchöne Augen ſollten krank ſein?

„Und nachher beim Servieren?“ wie eine Bitte
klang dieſe Frage.

„Muß ich die Brille unbedingt tragen.
„So!“ warf er zerſtreut hin. Seine Gedanken weilten

ſchon wieder ganz wo anders!
(Fortſetzung folgt.)

Mator. der Braten ruft

Mußte der Major ſie ſo überraſchend! Sie
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und Feſtigkeit erwarten, ſie wird weiter yelfen, wo ſie kann,
und ſie wird ſich durch übelwollende Kritik, politiſche Markt-
ſchreierei und perſönliche Verunglimpfung, die immer nur
ein Zeichen von Schwäche ſind. keinen Fuß breit von ihrem
Wege ablenken laſſen
Der Kanzler gab dann nochmals einen Rückbkick über
die bisherige Arbeit der Reichsregierung und beendete da
zach ſeine Rede mit den Worten Jn den vergangenen fünf
Monaten hat es noch keinen Tag gegeben, an dem die
Reichsregierung nicht in allen ihren Mitgliedern völlig einig
und geſchloſſen geweſen wäre, ohne Rückſicht auf Parteien
Klaſſen oder Jnkereſſengruppen ihre Pflicht gegenüber Gott
und dem Vaterlande zu tun. Sie, die Vertreter des deutſchen
Handwerks, ſind durch die Jahrhunderte unzertrennlich mit
dem Schickſal dieſes Volkes verwachſen. Und deshalb kann
ſch Jhnen heute die Worte des Hans Sachs zurufen: „Was
deutſch und echt, wüßt' keiner mehr, lebt's nicht in deutſcher
Meiſterehr Für uns gilt allein der Wahlſpruch: Mit
Hindenbürg für ein neues Deutſchland!“

Das Reichskuratorium für Jugendertüchtigung
Berlin, 25. Oktober.

Das neugebildete Reichskuratorium für Jugendertüchti
gung wird am 27. Oktober in Berlin unter ſeinem Vor

ſitzenden General der Infanterie von Stülpnagel zu ſeiner
erſten Sitzung zuſammentreten. Neben den Vertretern der
Reichsregierung und der Länder gehören dem Reichskura
torium noch folgende Perſönlichkeiten an Erich Eggeling
e den Jungdeutſchen Orden, Rittmeiſter von Morozowicz
ür den Stahlhelm, D. Stange für die evangeliſche Jugend,
Vertreter der Turn und Sportverbände ſind u. a. General
ſekretär Dr. Diem, Staatsminiſter a D. Dominicus, Reichs
miniſter a. D. Dr Geßler, Reichsminiſter a. D. Dr. Haslinde
und Staatsſekretär a. D. Lewald. Mitglieder des Reichskura
koriums ſind ferner u. a. Geheimrat Prof. Dr. Sauerbruch
h der Reichskommiſſar für Freiwilligen Arbeitsdienſt, Dr.
Syrup.

Die Ablöſung der Hauszinsſtener
Erleichterungen für den Grundbeſitz.

Berlin, 26. Oktober
Jn der Preußiſchen Geſetzſammlung wird eine vom preu

ziſchen Staatsminiſterium erlaſſene Verordnung zur Aende-
rung der Hauszinsſteuerverordnung veröffentlicht, durch die
in die Hauszinsſteuerverordnung vom 9. März 1932 folgen
der Paragraph Ia neu eingefügt wird:

„Die Hauszinsſteuer kann auch noch in der Zeit vom
1. Oktober 1932 bis zum 31. März 1433 mit dem Dreifachen
des vollen Jahresbetrages der Hauszinsſteuer abgelöſt wer
den. In dieſem Falle ſind die für die Zeit vom 1. April
1932 bis zum 30. September 1932 erhobenen Hauszinsſteuer-
beträge zur Hälfte auf den Ablöſungsbekrag anzurechnen. Die
in der Feit vom 1. Oktober 1932 bis zur Entrichtung des
Ablöſungsbetrages fällig gewordenen Hauszitnsſteuerbekräge

ind net er e e 52 ghlen.“Paragraph 7 der Hauszinsſteuerverordnung vom 9.
März dieſes Jahres erhält durch die neue Verordnung eine
neue Faſſung, nach der von dem Aufkommen aus der Ab
ſöſung nach Abzug der gemäß Paragraph 3 erforderlichen
Bekräge zu verwenden ſind:

je 33 vom Hunderk der im Rechnungsjahr 1932 ein
gehenden Ablösſungsbeträge für den allgemeinen Finanzbe
darf in den Rechnungsſahren 1932 und 1933; 2. 33 vom
Hundert der im Kechnungsjahr 1932 eingehenden Ablöſungs

beträge für die Durchführung der Amſchuldung der Gemein
den, jedoch insgeſamt höchſtens 76 Millionen Reichsmark
Die Ablöſungsbekräge werden zwiſchen dem Lande und den
Gemeinden (Gemeindeverbänden) nach dem in den einzelnen
Kechnungsjahren jeweilig geltenden Schlüſſel verkeilt,

Muſſolini für Gleichberechtigung
Appell an Amerika. Italien verbleibt im Völkerbund

Turin, 24. Oktober.
Anläßlich eines Beſuches in Turin ſprach der italieniſche

Miniſterpräſident Muſſolini über die Außenpolitik Jtaliens.
Muſſolini führte aus, Jtalien wolle einen Frieden der Ge
rechtigkeit, der Europa das Gleichgewicht zurückgebe. Dank
der Energie des engliſchen Miniſterpräſidenten MacDonald
Befinde ſich das Kriegsſchulden- und Reparationsproblem
wohlgeborgen im Hafen von Lauſanne. Amerika dürfe das
Schiff nicht wieder auf die hohe See zurückſtoßen.

In der Abrüſtungsfrage erkannte Muſſolini die deutſche
Forderung nach Gleichberechtigung nochmals als berechtigt
an. „Aufrüſten“ könne Deutſchland aber erſt, äußerke Muſſo
lüni dann weiter, nachdem die Abrüſtungskonferenz beendet
S Scheitere die Konferenz, dann ſei es ſelbſtverſtändlich,

ß Deutſchland nur dann im Völkerbund verbleiben könne,
wenn die Entrechtung und Erniedrigung Deutſchlands be
feitigt wird.

Ueber die italieniſche Völkerbundspolitik äußerte ſich
Muſſolini dahin, daß Jtalien noch im Völkerbund verbleiben
wolle. Gerade weil der Völkerbund ſehr krank ſei, ſei es not
wendig, am Krankenbette zu verweilen.

Deutſche Tagesſchau
Reichsrat vorausſichtlich erſt nach der Wahl

Nachdem nunmehr das Urteil des Staatsgerichtshofs im Preu-
ßenkonflikt ergangen iſt, iſt die Frage aufgeworfen worden, wann
die nächſte Sitzung des Reichsrats ſtattfindet. Wie wir hören, iſt in
dieſer und nächſter Woche mit einem Zuſammentritt des Reichs
rats nicht mehr zu rechnen. Obwohl ſich inzwiſchen bereits umfang
reicher Beratungsſtoff angeſammelt hat, wird der Reichsrat vor
ausſichtlich erſt in der auf den 6. November folgenden Woche zu
ſammentreten.

Dr. Hoeſch wieder in Berlin.
Botſchafter von Hoeſch iſt aus Paris nach Berlin zurück

gekehrt. Jn den erſten Novembertagen wird er nach London rei
ſen, um ſeinen dortigen Poſten als deutſcher Botſchafter zu über
nehmen.

Starke Enktlaſtung der Reichsbank.
Nach dem Ausweis der Reichsbank vom 22. Oktober 1932 hat

ſich in der verfloſſenen Bankwoche die geſamte Kapitalanlage der
Bank in Wechſeln und Schecks, Lombards und Effekten um 145,2
Millionen auf 3086,9 Millionen RM. verringert. Die Beſtände der
Reichsbank an Rentenbankſcheinen erhöhten ſich auf 34,8 Millionen
RM. Die fremden Gelder zeigen mit 376,9 Millionen RM. eine
Zunahme um 9,9 Millionen RM. Die Beſtände an Gold und
deckungsfähigen Deviſen haben ſich um 2,1 Millionen auf 934
Millionen RM. erhöht. Die Deckung der Noten durch Gold und
deckungsfähige Deviſen betrug am 22. Oktober 27,4 Prozent gegen
26,5 Prozent am Ende der Vorwoche.

Aus der Heimat und dem Reiche.
Kemberg, den 26. Oktober 1932.

Gefahren des Wirtſchaftens auf Borg. (Für Sparer
ſchutz) Auf Ende Oktober fällt auch in dieſem Jahr der
Weltſpartag. Wie manche Einrichtung unſerer Zeit iſt
auch die Einrichtung des Weltſpartages, ſeit er 1925 zum
erſten Mal begangen wurde, hie und da auf wenig Ver-
ſtändnis geſtoßen. Wozu ſparen Wozu Sparförderung?
Wozu gär Weltſpartag? Wir glauben, daß heute ſehr
viele den Sinn des Weltſpartages recht gut verſtehen.
Eine angeſehene Zeitung hat vor kurzem ausgeführt, daß
die große Erfahrung der gegenwärtigen Kriſe darin liegt,
daß man die Gefahr des Wirtſchaftens auf Borg klar er
kannt habe. Eine Wirtſchaft mit übermäßiger, womöglich
gar vorwiegend kurzfriſtiger Verſchuldung, die einer Er
ſchütterung in ganz anderem Maße ausgeſetzt als eine
Wirtſchaft, deren geſunder und allmählicher Fortſchritt ſich
auf ausreichendes heimiſches Sparkapital gründet. Dieſe
Wahrheit hören heute ſehr viele Schuldner ſehr ungern,
aber ſich beſteht trotzdem zu Recht; den verhältnismäßig
kleinen Kreiſen der Schuldner ſtehen viele Millionen von
Sparern gegenüber, die auch ein Anrecht auf volle Wahrung
ihrer Intereſſen und Rechte haben. Das iſt nämlich auch
eine Aufgabe des Weltſpartages im Kriſenjahr 1932. die
Notwendigkeit des Schutzes des Sparers und des Spar
gedankens in aller Oeffentlichkeit zu betonen. Das Spar
kapital iſt, von den einzelnen Sparern mühſam erſpart,
ein Beſitz, an dem ſehr viel Arbeit aber auch ſehr viele
Hoffnungen hängen. In der einſeitigen wirtſchaftspolitiſchen
Intereſſenvertretung wird es heute manchmal ſo dargeſtellt,
als ob der Beſitz von Sparkapital etwas Unerwünſchtes,
ja unerlaubtes wäre Das iſt eine körichte wie gefährliche
Auffaſſung. Das Sparkakipal iſt wohlerworbenes Eigen
tum, das Sparen hat einen hohen ſittlichen Wert, der
Sparer iſt. für die Wirtſchaft und für die Wirrſchaftsbe
lebung wichtiger als der Schuldner. Nur das heimiſche
Kapital ſchafft die Mittel für die Konjukturbelebung. Vom
Ausland können wir eine Kapitalhilfe nicht erwarten. Dieſe
Zuſammenhänge ſoll der Weltſpartag 1932 der Allgemein
heit zum Bewußtſein bringen. Es iſt darum notwendig
und aktuell wie jemals.

Ein Sittlichkeitsverbrechen wurde am 25. Oktober
auf der Straße nach Bad Schmiedeberg verübt Kurz
nach 13 Uhr wurde das 39 Jahre alte Hausmädchen Frieda
Müller aus Leipzig unweit der Meuroer Ziegelei von einem
Mann, der aus Richtung Kemberg auf einem Rade ge
fahren kam, überfallen, in den Wald geſchleppt und ver
gewaltigt. Der Täter iſt ein 34—38 Jahre alter Mann
mit rundem Geſicht. bartlos, dunkelblond. Er trug ein
blaues Jackett, blaue Mütze, braune Mancheſterhoſen, ſchwarze
Ledergamaſchen und ſchwarze Schnürſtiefel. Wer in der
fraglichen Zeit einen ähnlich gekleideten Radfahrer auf der
Landſtraße nach Meuro oder auf Waldwegen der in Frage
kommenden Gegend geſehen hat, wird gebeten, ſeine Be
obachtungen möglichſt umgehend der Ortspolizeibehörde
Kemberg oder dem Landjägeramt Bergwitz mitzuteilen

Gemäß Verfügung des Ober Präſidenten der Provinz
Sachſen iſt die Ziehung der „Harzer Grüne Bühne
Lotterie“ auf Grund der wirtſchaftlichen Lage garantiert
für den 29. November 1932 feſtgeſetzt worden.

Herr Karl Riedeberger von hier fand auf Akeritzer
Flur am Sonntag einen Steinpilg, der das anſehnliche
Gewicht von Pfd. aufwies. Der Durchmeſſer des
Pilzes betrug rund 21 em, der Umfang rund 60 em. Es
dürſte immerhin eine Seltenheit ſein, einen Pilz in der
artiger Größe zu finden

Wieder zehn Eiſenbahnwagen voll Kathreiner
für die Deutſche Winterhilfe! Das Haus Kathreiner in
Berlin hat wieder, ebenſo wie im vergangenen Fahre vier
hunderttauſend Pakete Kathreiner geſpender, die in Winter
an Arbeitsloſe koſtenlos verteilt werden ſollen.

Rotta. Am 28. Oktober weilten die Mitglieder des
Luftfahrt Vereins Rotta mit ihrem Zögling auf dein Blons-
berg bei Wallwitz, um dort in gutem Fluggelände ſich
weiter auszubilden. Leider war der Wind ſehr ungünſtig,
doch wurden vormittags ſchon Zeiten bis 25 Sek. erreicht.
Nachdem ſich nachmittags der Wind aufgemacht hatte, un
gefähre Windſtärke 4—5, gelang es 3 Mitgliedern des Ver
eins ihre APrüfung vor der Flugpolizei Schkeuditz abzu
legen. Der Kamerad Wege, Bergwitz, erreichte eine Zeit
von 30,1 Sek. bei einer Flughöhe von 15 Meter, dasſelbe
erreichte auch der Kamerad Lehmann, Bergwitz. Kamerad
Friſchleder, Rotta, erreichte 31,5 Sek. bei einer Flughöhe
von 16 Meter. Ein Mitglied der Lüwa, Schkeuditz, welcher
auch ſeine Prüfung auf der Rottaer Maſchine ablegte,
erreichte 32 Sek, bei 16 Meter Flughöhe. Die Fluglänge
ſchwankte zwiſchen 300 bis 400 Meter. Nachdem 26 Flüge
ausgeführt waren, ſetzte plötzlich ſtarker Regen ein, ſodaß
die Mitglieder, welche noch ihre Prüfung ablegen ſollten,
nicht mehr fliegen konnten Es ſind die erſten APrüfungen,
welche auf einer im Kreiſe Wittenberg gebauten Maſchine
abgelegt wurden. Auf Grund der Leiſtung erhält der
Luftfahrt Verein Rotta einen eigenen Fluglehrer von der
RhönRoſſitten Geſellſchaft anerkannt.

Berlin, 22. Okt. Der Dank der Kinder. Vor dern
Wohlfahrtsamt ausgeſetzt. Auf den Steinſtufen zum Wohl
fahrtsamt in Biesdorf bei Berlin wurde geſtern abend halb
erfroren in völlig erſchöpften Zuſtande die 85 Jahre alte
Witwe Maria Berg aufgefunden. Sie war von ihrer Tochter
und deren Mann in einem Schubkarren vor das Wohlfahrts
amt gefahren und dort in Wind und Wetter ausgeſetzt worden.
Sie luden die jammernde Greiſin unter Schimpfen und
Fluchen aus dem Karren und legten ſte ſchutzlos auf die
kalten Steinſtufen nieder Sie ſelbſt zogen, die alte Frau
ihrem Schickſal überlaſſend, mit ihrem Handwagen wieder
davon

VraunkohlenTarifſtreit beendet
Halle. Jm Veichsarbeitsminiſterium fanden Nach
verhandlungen über den kürzlich gefällten Schiedsſpruch
für den mitteldeutſchen Braunkohlenbergbau ſtatt. Der
Schiedsſpruch war bekanntlich von den Arbeitgebern ab
elehnt worden, während die Angeſtellten die Verbind
chkeitserklärung beantragten. Es wurde eine Einigung

vahin erzielt, daß die bisherige Gehaltstafel bis zum
31. Wärz 1933 in Kraft bleibt, jedoch mit der Abänderung,
daß die ſogenannten Dienſtalterszulaggen we
ſentlich herabgeſetzt werden, und zwar von 540
Mark in der Gruppe 1 auf A WMark, von 5 Mark in der
Gruppe 2 auf 3,50 Mark und von 4,50 Mark in der
Gruppe 3 bezw. 10 Mark in der Gruppe auf den neuen
Einheitsſatz von 3 Mark. Beide Parteien haben das
Vecht, bis zum 31. Oktober von dieſer Vereinbarung zu
rückzu treten.

Eine bedeutſame Erfindung im Eiſenbahnweſen.
Jn aller Stille wurden dieſer Tage auf der ſogenann

ten Kanonenbahn Berlin Güſten Sangerhauſen Ver
ſuche mit einer neuen Meßapparatur gemacht. Sie ſollen
ermöglichen, Gefahrenſtellen für Zugentgleiſungen ſchrift
lich aufzuzeichnen. Wie mitgeteilt wird, ſollen die Er
gebniſſe ſo gut geweſen ſein, daß die Mezapparate im
geſamten Veichsbahnnetz verwendet werden ſollen.

Wieder Arbeitsfriede in der halleſchen Bauinduſtrie.
Halle. Bei einigen halleſchen Baufirmen war ein

Streik ausgebrochen, da die Arbeitgeber auf Grund der
Septembernotverordnung Lohnkürzungen vorgenommen
hatten. Die Arbeitnehmer ſtellten ſich auf den Stand
punkt, daß Verſchiebungen in der Beſchäftigtenzahl in
Zuſammenhang mit Neubauten nicht im Sinne der Not
verordnung lägen. Die beſtreikten Unternehmer wollten
eine Lohnkürzung von 50 Prozent für die 31. bis 40.
Wochenſtunde vornehmen. Am Sonnabend wurde der
Streik durch Vereinbarung beendet, wonach zunächſt noch
25 Prozent abgezogen werden, von nächſter Woche aber
der volle Lohn gezahlt wird. Die Arbeit wurde darauf
hin am Montag wieder aufgenommen. Jnsgeſamt wurden
vier Firmen beſtreikt.

A. proteſtiert beim Neichsfinanzminiſter.
Halle. Der Gau 2b des ADAC Provinz Sachſen

Anhalt) proteſtierte gegen die ſteigende Belaſtung des
Kraftverkehrs durch Benzinpreiſe und Steuern. An den
Reichsfinanzminiſter wurde eine Entſchließung ge
ſandt, in der die Belaſtung durch Spritzwang und Zoll
erhöhung als ins Anerträgliche geſtiegen bezeichnet und
eine ſofortige Senkung der Pauſchalſteuer um 50 Prozent
verlangt wird. Weiter wird energiſches Eingreifen gegen
über den preisvertenernden Maßnahmen der neugegrün-
deten Betriebsſtoffkonvention gefordert.

Kerſeburgs Haushalt endlich unter Dach und Fach.
Merſeburg. Die Stadtverordneten nahmen den Etat

für 1932 an, an dem ſchon ſeit ſieben Monaten gearbeitet
wird. Gegen den Etat ſtimmten Nationalſozialiſten und
Kommuniſten Der Oberbürgermeiſter ging dann beſonders
auf das Verhältnis Merſeburg Leunaga ein.
Der Laſtenausgleich zwiſchen beiden Gemeinden, der für
die Stadt jährlich eine Einnahme von 295 000 Wark er
brachte, ſei ebenfalls der Wirtſchaftskriſe zum Opfer ge
fallen. Bei den ſtarken wirtſchaftlichen, kulturellen und
geſellſchaftlichen Verflechtungen zwiſchen Merſeburg und
Leung müſſe in naher Zukunft eine Löſung der Frage
Merſeburg Leung gefunden werden.

Merſeburg. Zwiſchen den Puffern getötet
wurde auf dem Rangierbahnhof des Leunawerkes der
Lokomotivführer Bauſpieß aus Spergau.
Eine Kundgebung des Kreislandbundes Torgau

Sorgan. Der Torgauer Kreislandbund, der vor etw
einem halben Jahre an Stelle von Landrat Dr. Gereke
den damals der Nationalſozialiſtiſchen Partei naheſtehen
d. Landwirt Boes aus Mockrehna zum Vorſitzenden
und KHreisbauernmeiſter wählte, hielt eine Kundgebung
ab. Vorſitzender Boes betonte, daß zu ſeiner Wahl an
dere politiſche Verhältniſſe geherrſcht hätten. Während da
mals der nationale Gedanke ſtarken Auftrieb erfahren
habe, herrſche heute im nationalen Lager eine große An
einigkeit. Der Vedner bedauerte, daß die NSDAP
nicht in die Regierung eingetreten ſei. Hitler habe ſich
dadurch viele Sympathien verſcherzt, was von der Land
wirtſchaft bedauert werde. Das Hauptreferat hielt der
Ehrenvorſitzende des Provinziallandbundes Freiherr von
WilmowſtyMarienthal, der ſich mit den Zukunftsfragen
der Landwirtſchaft beſchäftigte.

Hohe Zuchthausſtrafe für einen Brandſtifter.
Klitzſchen (Kr. Torgau). Der Bauunternehmer Karl

Blume aus Klitzſchen hatte im Mai ſein Gehöft in
Brand geſteckt, nachdem er vorher das ganze Haus mit
Seer beſtrichen, Wände, Fenſter, Türen und Schränke mit
leicht brennbaren Flüſſigkeiten getränkt, mit Veiſigbündeln
verſchiedene Brandherde angelegt und die Fenſter und
Türen des Wohnhauſes verbarrikadiert hatte. Das Feuer
brach in der Scheune aus und konnte gelöſcht werden
noch ehe es das Wohnhaus ergriffen hatte. Blume ge
bärdete ſich wie toll, ſo daß er an einen Baum gebunden
werden mußte. Nach ſeiner Verhaftung ſtellte ſich heraus,
daß er auch Vorbereitungen getroffen hatte, das Haus
ſeines Sohnes in Stehla (Hr. Liebenwerda) in Brand
zu ſtecken. Für die Brandſtiftung hatte er ſich 200 Liter
Benzin und 200 Kilo Teer beſchafft. Das Schwurgericht
verurteilte den Brandſtifter zu drei Jahren ſechs Monaten
Zuchthaus.

Konflikt mit dem Freiwilligen Arbeitsdienſt.
SchönebeckVad Salzelmmen. Zu ernſten Differenzen

zwiſchen Freiwilligem Arbeitsdienſt und Waſſerbauamt iſt
es bei den Aferarbeiten in Grünwalde gekommen. Die
Arbeitsaufnahme hatte ſich aus verſchiedenen Gründen
verzögert. Das Waſſerbauaimt beſteht aber wegen ekwaiger
Hochwaſſergefahr auf Beendigung der Arbeiten zu dem
urſprünglich feſtgelegten Termin. Am das zu erreichen,
hat man den Dienſtwilligen u. a. ein beſtimmtes Arbeits
penſum vorgeſchrieben, das ungefähr dem eines tarif
mäßig bezahlten Arbeiters gleichkommt. Daraufhin hat
der Vorſitzende des Arbeitsdienſtes ſein Amt niedergelegt.
Es iſt nunmehr damit zu rechnen, daß die Arbeiten von
regulären Arbeitern beendet werden.

Genthin. Tödlich überfahren wurde ein Rad
fahrer auf der Straße nach Parchen von einem Berliner
Auto. Die Schuldfrage muß noch feſtgeſtellt werden. Wie
e8 heißt ſoll das Rad nicht beleuchtet geweſen ſe

An gelung beſchleunigen.hat ſoll S
Deſſan. Der Landbhuns Anhalt hat an das Anhaltiſche

Staatsminiſtertum folgendes Telegramm gerichtet: An
geſichts der Widerſtände der Ein und Ausfuhrintereſſen
ken gegen Rettung des Bauerntums durch Kantingentie-
rung der überflüſſigen Einfuhr bäuerlicher Veredelungs
produkte erbitten ſofortige Einwirkung auf Veichsregie
rung, damit beſchleunigt die von der Veichsregierung
feſt zugeſaggten Maßnahmen zur Einfuhrregelung durch

S



geführt werden. Die bisher überflüſſig ins Ausland ge
leiteten Milliarden deutſchen Geldes müſſen in Zukunft
im Jnlande arbeiten.

Lokomotive ſtürzt die Böſchung hinunter

Güſten (Anhalt). Auf dem hieſigen Bahnhof ſtürzte
eine Rangierlokomotive eine drei Meter hohe Böſchung
hinunter. Das Lokomotivperſonal konnte rechtzeitig ab
ſpringen.

Autotrümmer als Motorradfalle.
Steinfurt (Anhalt). Ein Kraftwagen aus Bobbau

ſtieß mit einem halleſchen Kraftwagen zuſammen, wobei
das Bobbauer Auto zertrümmert und die beiden Jn
ſaſſen, das Ehepaar Tennert, einen Nervenſchock erlit
ten. Als ſpäter ein Motorradfahrer aus Raguhn die
Unfallſtelle paſſierte, fuhr er auf die Autotrümmer auf;
er wurde vom Rade geſchleudert und erlitt ſchwere Ver
letzungen.

Zuchthausſtrafen für Einbrecher.
Walkenried (Harz). Fünf Angeklagte im Alter von

21 bis 27 Jahren hatten ſich vor dem Schöffengericht
wegen umfangreicher Diebſtähle zu verantworken. Zur
Verhandlung ſtanden 50 Fälle, die im vorigen Jahr im

üde und Oberharz ausgeführt waren. Ein Zuſammenſtoß
mit der Polizei in Braunlage, bei dem auf die Beam-
ten ſcharf geſchoſſen wurde, zeigt, daß die Einbrecher
auch gewillt waren, unter Amſtänden Gewalt anzuwen
den e Former Buſe erhielt ein Jahr ſechs Monate,
der Arbeiter Kürſchner ein Jahr und der Arbeiter Hel-
bing ſieben Monate Gefängnis. Der Former Herkenrath
wurde zu zwei Jahren drei Monaten und der Gipsbren

Schmelzer zu zwei Jahren neun Monaten Zucht
s ver ilt. Buſe wird ſich nun noch wegen der

Polizei vor dem Schwurgericht verant

6 Monate Gefängnis für einen Schreckſchuß!
Löbeſün. Wegen Waffenmißbrauchs wurde

ein Elekkriker vom hieſigen Gericht zu ſechs Monaten
Gefängnis verurteilt. Er war im Januar auf der Land
ſtraße Gröbzig-Mitteledlau mit einem Elektromechani
ker, mit dem er verfeindet war, in einen Wortwechſel ge
raten. Hierbei gab er aus einer Schreckſchußpiſtole einen
Schuß auf ſeinen Gegner ab.

Ein läſtiger Ausländer.
Erdeborn Ein ehemaliger franzöſiſcher Hriegsgefange

ner Francois Landau wurde vom Gericht wegen grobe
Ausſchreitung zu zwei Mongten Gefängnis verurteilt
Landau, der ſeine Braut öfters mißhandelte, ging am
22. September auf ſie und ihren Sohn mit einem Beil
Nee Weiter ſchlug er die Wohnungseinrichtung kurz und

ein.

Zſcherben (Saalkreis). Einen Schuß in die
Herzgegend brachte ſich die Braut des Flurſchutzbeam
ten beim hieſigen Rittergut bei. Sie ſoll die Tat aus
Liebeskum mer begangen haben.

Bitterfeld. Acht Freiballons ſtarteten am
Sonntagvormittag zu einer „Großen Fahrt um den Wan
derpreis des Deutſchen Luftfahrtverbandes“. Bei dem

herrſchenden weſtlichen Wind nahm man an, daß die
t ürde. Bereitsan der polniſ ze rbend war ein o Kreis an, der andere

im Kreis Glogau gelandet. Weiter landete ein Ballon an
der polniſchen Grenze im Kreis Meſeritz, einer in Frau
ſtadt (Schleſien) und einer in Deichow (Hr. Croſſen).

Torgau. Jn den Streik getreten ſind von den
550 mit Notſtandsarbeiten an der Elbe zwiſchen Mühl-
berg und Dommitzſch beſchäftigten Arbeiter etwa 250

ſteht an vierter Stelle in Europa

Sie fordern eine Lohnerhöhung, während der jetzige
Lohn dem Tarif entſpricht.

Verbrechen oder Anglücksfall.
Merſeburg. Tot aus der Saale geborgen wurde bei

Planena (Saalkreis) die 36jährige Jda Kops aus
Merſeburg. Wan rechnet mit der Wöglichkeit eines
Verbrechens, da auch ihre Handtaſche verſchwunden iſt
Für einen Freitod hat man auch keinen Grund, weiß aber
andererſeits, daß die Frau Geld bei ſich hatte, weil ſie
eine Kirmesfeier beſuchen wollte.

Graf von PoſadowſtyeWehner
Naumburg. Jm 88. Lebensjahr verſtarb am Sonntag

der langjährige deutſchnationale Parlamentarier Graf von
Poſadowſky-Wehner. Der Verſtorbene, der auch
zahlreiche politiſche Werke ſchrieb, war Ritter des Schwar
zen AdlerOrdens und vor der Revolution an leitender
Regierungsſtelle tätig. Seit der Gründung der Volks
rechtpartei im Jahre 192 hat er ſie parlamentariſch ver
treten.

Reichspräſident von Hin denburg und die Reichs
regierung haben an den Sohn und die Tochter des Ver-
ſtorbenen ein tief empfundenes Beileidstelegramm ge-
richtet.

Parey/ Elbe (KHr. Jerichow I). Bei der Kontrolle
von Zigeunerwagen wurde der ſeit Juli vermißte
Horſt Müller aus Weißenfels feſtgenommen. Ar
ſprünglich hatte man angenommen, daß Müller beim
Baden ertrunken ſei, da man am Saaleufer ſeinen An
zug fand. Der Feſtgenommene gab jetzt an, daß er zwei
Anzüge bei ſeinem Verſchwinden mitgenommen habe, um
einen Selbſtmord vorzutäuſchen.

Bettler überfällt eine 83jährige Frau.
Magdeburg. Ein 25jähriger Bettler verübte auf die

83jährige Frau Knobloch einen VRaubüberfall.
Er hatte an der Tür geklingelt und war ſofort eingedrun
gen, als ihm geöffnet wurde. Auf ſeine Forderung, ihm
Geld zu geben, händigte ihm die Frau 25 Mark aus, wo
mit der Mann aber nicht zufrieden war. Er feſſelte ſie an
einen Stuhl und durchſuchte alle Schränke und Behält-
niſſe, ohne etwas zu finden. Auf ihr dringendes Bitten
befreite er dann die alte Frau von ihren Feſſeln, verbot
ihr aber, um Hilfe zu rufen, da er ſonſt Vache nehmen
würde. Als ſich die Frau Knobloch erſt nach einiger Zeit
vor die Tür wagte, war der Räuber längſt verſchwunden.
Leider hat die verängſtigte Greiſin auch keine genauen
Angaben über den Täter machen können. t

Jm Geldſchrank beinahe erſtickt.
Magdeburg. Jm Büro einer Konſervenfabrik ſpielte

ſich nach Geſchäftsſchluß ein aufregender Vorfall ab. Der
zehnjährige Knabe einer Aufwartefrau verſteckte ſich in
dem offenſtehenden Geldſchrank. Plötzlich ſchlug die
Schranktür zu, und der Knabe war im luftdicht geſchloſ
ſenen Schrank gefangen. Erſt nach geraumer Zeit, während
dem Jungen durch das Schlüſſelloch Sauerſtoff zugeführt
wurde, gelang es zwei Geldſchrankmonteuren, durch Her
ausſchneiden des Schloſſes den Knaben aus ſeiner lebens
gefährlichen Lage zu befreien.

Die Gemeinden auf dem Holzwege!
Deutſchland gehört zu den waldreichſten Ländern. Es

Nicht weniger als 27
n der Geſamtfläche unſeres Reiches beanſprucht die

orſtwirtſchaft. 48 Prozent des Waldbeſtandes iſt Kiefer,
der deutſche „Brotbaum“, weil ſie allein noch dort gedeiht,
wo uns der liebe Gott als Abſchluß der Eiszeit den armen
Sand ſo reichlich beſcherte. Dieſe Zahlen muß man kennen,
wenn man den Ueberlegungen folgen will, die ein prak-
tiſcher Forſtmann, Oberförſter Hulverſcheidt, Fürſtenwalde

a. d. Spree, auf einer Tagung der im Reichsſtädtebund zu
jammengeſchloſſenen waldbeſitzenden Städte anſtellte.

Rd. 2 000 000 Hektar 1/6 der Geſamtforſtfläche ſind
in der Hand der Gemeinden, rd. 30 Prozent ſind Staatsbeſitz,
der Reſt iſt in privater Hand. Alle Waldbeſitzer haben ge
neinſam dieſelben Nöte. Aus dem einſtigen Ueberſchuß-
hzetrieb iſt Zuſchußwirtſchaft geworden. Ein Beiſpiel: Die
zochwertigen deutſchen Forſten, die bayeriſchen Staatsfor-
ten mit einem Ueberſchuß von 34 000000 RM im Jahre
1913, erforderten 1931 rd. 2000 000 RM Zuſchuß. Daß
zei ihrer ſonſtigen Finanznot die waldbeſitzenden Gemeinden
s beſonders ſchwer haben, ihre Forſtwirtſchaft aufrecht zu
erhalten, liegt auf der Hand. Auch hier liegt das Uebel
nicht nur in Handelsverträgen (Ruſſendumping und Polen
yolz), nicht nur im Zuſammenbruch der Binnenkaufkraft,
ondern auch in ſteuerlicher Belaſtung. Nach Hulverſcheidts
Berechnungen lagen 1914 auf dem Feſtmeter Holz 3,5 v. H.
teuerliche Abgaben. 1929 waren es ſchon 18,5 v. H., 1931
10,6 v. H. Trotzdem fordert Hulverſcheidt aus allgemeinen
Hründen Aufrechterhaltung der gemeindlichen Forſtwirt
chaft. Gegenwärtig entſteht für die waldbeſitzenden Städte
die Aufgabe, das Angebot durch Einſchlagsdroſſelung aus
er Erwägung zu beſchränken, daß der deutſche Wald etwa
25 000 000 Feſtmeter Nutzholz jährlich produziert, für das
'ommende Jahr aber nur mit einem Bedarf von 20 000 000
Feſtmeter zu rechnen iſt. Das bedeutet ſelbſt bei Sperrung
der Kontingentierung der Holzeinfuhr ein Ueberangebot
on 5 000 000 Feſtmeter, das eine Erholung des Holzpreiſes
ruf den Vorkriegsſtand, alſo um etwa 30 v. H., rettungslos
zusſchließt.

Es muß der Verſuch gemacht werden, die deutſche
Waldwirtſchaft durch Frachttarif, Handels und Steuerpolitik
zu entlaſten Grundforderung aber bleibt. Regelmäßige
Forſtkultur und Pflegearbeiten, die ſich allerdings von Ver
uchen und Luxusanlaägen fernzuhalten haben und deren ab
olute Koſtenhöhe durch Einſchlagsdroſſelung zu ſenken iſt.
Planmäßige Kultur iſt aber auch deshalb nötig, damit die
zroßen Pflanzenmengen der Baumſchulen nicht der Ver
tichkung anheim fallen und weil ſich die Waldpflege zur
Fingliederung von Mitmenſchen in den Arbeitsprozeß be
ſonders eignet. Die Waldarbeit iſt im hohen Maße geeignet,
den Erwerbsloſen moraliſch aufzurichten.

Bleiben wir uns der Pflicht bewußt, die der Wald als
Urform der deutſchen Landſchaft uns auferlegt. „Pflanz
einen Baum und kannſt du auch nicht ahnen, wer einſt in
ſeinem Schatten tanzt, bedenke Menſch, es haben deine
Ahnen, eh' ſie dich kannten, auch für dich gepflanzt.

Achtet auf die Augen der Kinder. Licht darf ſchlä
fenden Kindern nie in die Augen leuchten. Bei Licht ſoll
man Kindern nicht geſtatten, viel zu lernen oder Bücher
mit kleinem Druck zu leſen. Jm fahrenden Eiſenbahnzug
ſollte man ihnen das Leſen verbieten, man ſoll auch dar
auf achten, daß Kinder die Augen nicht zu lange auf ein
und denſelben Gegenſtand richten.

Warnung vor Preisrätſelſchwindlern. Seit längerer
Zeit erſcheinen in verſchiedenen Zeitſchriften und Tageszei
tungen leicht zu löſende Preisräkſel. Den Einſendern der
Löſungen werden von unbekannten Firmen als „Preiſe“
Standuhren, Grammophone, Photo- und Radiogeräte in
Ausſicht geſtellt wenn für Verpackung und Verſandſpeſen
ein gewiſſer Geldbetrag eingeſandt wird. Jn vielen Fällen
erhielten die gutgläubigen Einſender von Geldbekrägen
überhaupt keinen Gegenwert Wenn ſie dann mit Anzeige
drohten, wurde ihnen eine ganz minderwertige Ware ge
liefert. In neuerer Zeit werden als Preiſe Standuhren
etwa 1,70 Meter groß, gegen Bezahlung von 9,80 bis 12,70
Mark Verſandſpeſen angeboten. Dabei handelt es ſich in
Wirklichkeit um ganz minderwertige Uhren.
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Neuheiten
Aktenmappen

Portemonnaies, Brieftaschen

billigen Preisen

Leipziger Strasse und Markt

nd

Handtaschen
Einkaufsbeutel

Zigarren u, Zigarettenetuis, Reisekoffer

empfiehlt in reicher Auswahl und zu

Richard Arnold z Kemberg

Ah gehis Jos! Ah

Puddingpulver V. G. Pfd. 10 Pf.
Puddingpulver Schok.-G.

Vfd. 13 Pf.
Van. Zucker 6 Pakete 22 Pf.
Backpulver 3 Pakete 22 Pf.
Cocosraſpel 1 Pfd. 34 Pf.

I Sultaninen hell 1 Pfd. 34 Pf.
I Mandeln ſüß Pfd. 80 Pf.

Mandeln bitter Pfd. 85 P.
Korinthen Pfd. 55 Pf.Backmargarine loſe 1 Pfd. 30 Pf.

h Vierfe. Marmelade Eimer 82 Pf. J
Pfeffer ſchwz. Pfd. 30 Pf.
Pfeffer weiß Pfd. 32 Pf.
I Piment Pfd. 29 Pf.

Bücklinge immer friſch Pfd. 26 Pf.
Fettheringe i. Tomaten Doſe 48 Pf.

1000 gr 44 Pf.

Nutz und Brennholz Verkauf
Am Wege Meuro- Sackwitz werden Donnerstag, den 27. Zakao Pfö. Pr.

Oktober, nachmittags 4 Ahr
50 ſtarke Apfel-, birnen- und Pflaumen Büume

zur Selbſtrodung in kleinen Loſen an Ort und Stelle gegen Baarzahlung
Gutsverwaltung Meunroverkauft

S Kernſeife (Riegel)
S Schmierſeife Pfd. 23 Pf.

Scheuertücher 1 Stück 16 Pf.
S Waſchpulver 1Pfd.Pakt. 22 Pf. J

n n a e Fleiſchſalat Pf. 17 Pf.Heringsſalat Pfd. 15 Pf.

Der Einſſub der See
macht aus zarten, nervösen Kindern

kräftig e, lustige Kerlchen. Jeder

öffel Scotts Emufsion enthäslt kon
zenfrierte Kraft des Meeres, Durch

Scott's Emulsion wird lhr Kind
kerngesund u. widerstandstahiger

a gegen alle Kinclerkrankheiten.

Zu haben in ellen Apofheken u. Drogerien
Originafflasche 1.75 Mk., Doppelfl. 3.00 Mk

Depot: Löwen-Apotheke, Elbe-
Pfd. 59Kakao loſe ſt. ent.

v Pf. 18Eiswaffeln

Cocosflocken bunt Pfd. 13 Pf.
Pfefferminzbruch Pfd. 13 Pf.

Margarinewannen, groß und ſtark

fFutterrüben
verkauft pro Ztr. 50 Pfennig

Guksverwalkung Reuro

Kammeltasgen
empfiehlt in allen Preislagen

Nichard Arnold
ſehr beliebt, nur auf Beſtellung

Stück 1 Mark. e
Herbert Vohrmann

Kleine ſonnige Krieger u. Land

friſch eingetroffen bei
Ww. W. Becker, Wittenbergerſtr. 19

Pergamentpapier
empfiehlt Richarci Arnold

Fiſche Freitag meinen Teich undelzschr Haſſes verkaufe von Mittag ab

Karpfen, Hechte
und Schleie

F. Poſern, Gaditz
Daſelbſt ſind auch
ungeriſſ. Gänſefedern

zu verkaufen

Sheamns Heufſs
Niederlage

c

Tun
Wer verkauſt

Wohn od. Geſchäftsh., Villa, Land
wirtſch., Gaſthof, Bau u. Kiesgelände.

Sof. Angebote an Barenthin,
Hamburg, Glockengießerwall 16

zu vermieten
Leipzigerſtraße 63
Eine kleinere

Wohnung
ſofort zu vermieten

Wittenberger Straße 59

Zigarettenpapier
empfiehlt Richarcl Arnolck

wehr- Verein
Krieger-Verein

Zu dem am Donnerstag, den 27.
Oktober, abends 8 Uhr im Blauen
Hecht ſtattfindenden Theateravend
„Des alten Deſſauers Jugendliebe“

Hiſtor, Luſtſpiel in 5 Akten
bitten wir die Kameraden und ihre
Angehörigen um zahlreiche Betei
ligung. Karten zum ermäßigten
Preiſe von 5 Pf. für alle Plätze
an der Kaſſe

Die Vorſtände
Koſtenunſchlug-Jormulure Sia Arnold
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